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Kommentar
Igor Steinle
zum Thema CO2-Grenzausgleich

E s ist das alte Dilemma der Kli-
mapolitik: Betreibt sie ein Staat
alleine, bringt sie nichts, außer
dass sie die Wirtschaft des

Landes im globalen Wettbewerb
schlechter stellt. Selbst wenn ein gan-
zer Kontinent an einem Strang zieht,
wie es in Europa im Grunde der Fall
ist, reicht das nicht, um den Klima-
wandel zu stoppen: Die EU ist für le-
diglich ein Zehntel der den Erdball er-
hitzenden CO2-Emissionen verant-
wortlich. Die ganze Welt muss mitma-
chen, was das Unterfangen zwar
schwer, aber nicht unmöglich macht.

Denn seit der Wahl Joe Bidens zum
US-Präsidenten hat sich ein Zeitfens-
ter aufgetan. Auch China hat klarge-
macht, dass es in den kommenden
Jahren Ernst machen will in Sachen
Klimaschutz – auch wenn man im
jüngsten Fünf-Jahres-Plan davon noch
nicht viel erkennen kann. Dennoch:
Solange Biden Mehrheiten in beiden

Kammern hat, sind wirkliche Verän-
derungen in Reichweite.

Ein Klimaclub, wie ihn die Berater
des Wirtschaftsministers nun vor-
schlagen, könnte ein kluger Schritt
durch dieses offene Zeitfenster sein.
Zumal das EU-Parlament den Weg für
einen CO2-Grenzausgleich bereits frei
gemacht hat und die Amerikaner
ebenfalls an einem Konzept für Kli-
mazölle arbeiten. Denn ohne Abga-
ben, mit denen die heimische Indus-
trie vor ausländischer Billigkonkur-
renz geschützt wird – die keine teuren
Klimaauflagen erfüllen muss – wird es
nicht gehen. Würden EU und USA
hier einen Block bilden, würde das
eine größere Sogwirkung entfalten
und dem Klima mehr nutzen als Al-
leingänge. Selbst wenn das bedeuten
würde, dass der gemeinsame Preis für
Kohlendioxid-Emissionen anfangs
womöglich niedriger ausfällt, als vie-
len Europäern lieb sein würde.

Klimafreihandel statt Zoll

Die EU will ihre CO2-Emissionen bis 2030 um 55 Prozent
im Vergleich zu 1990 senken. Der Plan birgt allerdings die
Gefahr des „Carbon Leakage“: Energieintensive Industrien
könnten abwandern, die globalen Emissionen würden nicht
sinken, sondern einfach woanders entstehen.

Deswegen wird eine CO2-Grenzausgleichsabgabe geprüft,
mit der Importe nach der Menge der bei ihrer Produktion
entstandenen Treibhausgase verteuert würden. Der Beirat
des Wirtschaftsministeriums hält das für falsch: Klimazölle
könnten Handelsstreitigkeiten auslösen und die Effektivi-
tät der EU-Klimapolitik untergraben, warnt der Chef des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft, Gabriel Felbermayr.

Die EU solle besser einen „Klimaclub“ mit einheitlichem
CO2-Preis anstreben, der gegenüber Drittstaaten einen
Grenzausgleich verlangt. Diese hätten somit einen Anreiz,
dem Club beizutreten. igs

STICHWORT CO2-GRENZAUSGLEICH

Leitartikel
Ellen Hasenkamp
zum Gerangel zwischen Laschet und Söder

S elbst gläubigen Christen
fällt es mitunter nicht ganz
leicht, zu erklären, was ge-
nau an Pfingsten gefeiert
wird. Für die meisten Bun-
desbürger bedeutet es vor

allem: ein paar Tage frei und hoffent-
lich schönes Wetter. Fest steht, dass
mit Pfingsten nach genau 50 Tagen die
Osterzeit endet. Und in diesem Jahr
für die Unionsparteien – allerspätes-
tens – auch die Suche nach einem
Kanzlerkandidaten. Wobei die verba-
len Verrenkungen, die um die Ausle-
gung des Zeitplans „zwischen Ostern
und Pfingsten“ gemacht werden, be-
reits ein deutlicher Hinweis darauf
sind, wie kompliziert sich die Sache
gestaltet. Das liegt daran, dass der
eine, Armin Laschet nämlich, struktu-
rell klar im Vorteil ist, der andere
aber, Markus Söder, politisch die Nase
vorn zu haben scheint. Und um die
Angelegenheit noch verworrener zu
machen, kommt jetzt die Maskenaffä-
re obendrauf, bei der noch nicht ganz
klar ist, welcher der beiden Unions-
parteichefs am Ende der beschädigte-
re ist, und was das alles für die K-Fra-
ge bedeutet.

Strukturell betrachtet ist die Sache
jedenfalls ziemlich einfach: Laschet
ist Chef der weitaus größeren Partei
im Unionsbündnis und als solcher
steht er quasi in der Tür, durch die
sein Kollege und Rivale Söder erst
mal hindurchmüsste. Bislang hat sich
Laschet in diesem Durchgang ziem-
lich breitbeinig positioniert und in je-
der öffentlichen Äußerung quasi ein
paar Millimeter mehr in Anspruch ge-
nommen. Hinzu kommt: Für Laschet
sprechen das Recht der Kanzlerkandi-
daten-Gewohnheit in der Union sowie
die Tatsache, dass er, wenn auch
knapp, gerade erst zum Parteichef ge-
wählt wurde und niemand in der
CDU Interesse daran haben kann, den
nach einjähriger Hängepartie gefun-
denen Anführer gleich wieder zu be-

schädigen. Für Söder bedeutet das: Er
müsste Laschet zur Seite räumen, was
nur gelingen kann, wenn sich Hilfe
beim Schieben und Ziehen findet.

Viel Zeit für die Formation einer
kraftvollen Söder-Bewegung bleibt
nicht mehr. Und nicht nur die La-
schet-Anhänger in der Union weisen
darauf hin, dass man ja nicht mal wis-
se, ob Söder auch tatsächlich wolle.
Oder ob der Mann aus Bayern einfach
nur so lange wie möglich seinen Fuß
in ebenjener Tür behalte.

Politisch allerdings sieht das Bild
ganz anders aus: Da ist Söder mit sei-
nen weit besseren Umfragewerten der
starke Mann, was er auch seinem Ta-

lent zum kraftvollen Auftritt zu ver-
danken hat. Beispiel Verhaltenskodex:
Söder inszenierte seine Reaktion auf
die inzwischen zahlreichen Unge-
reimtheiten in der CSU natürlich an
einem Sonntag und natürlich mit ma-
ximaler Wortgewalt, während Laschet
Ähnliches schon vor einer Woche in
der CDU durchgesetzt hatte – was
ihm prompt als Ablenkungsmanöver
vom Landtagswahldesaster ausgelegt
worden war. Diese Wahrnehmungsun-
terschiede kann man ungerecht nen-
nen, sie sind aber in der Politik eine
durchaus harte Währung. Was in der
Union am Ende mehr zählt, politische
Leuchtkraft oder strukturelle Zähig-
keit, ist offen. Dass Laschet aber seine
Steherqualitäten in Siege verwandeln
kann, hat er erst im Januar in seiner
eigenen Partei unter Beweis gestellt.

leitartikel@swp.de

Breitbeinig in der Tür

Klimapolitik
Beirat empfiehlt
„Klimaclub“
Berlin.DerWissenschaftliche Bei-
rat des Bundeswirtschaftsminis-
teriums plädiert für den Aufbau
eines internationalen „Kli-
maclubs“. Unilaterale Klimapoli-
tik stoße bei der Lösung eines
globalen Problems an Grenzen,
sagte der Vorsitzende Klaus
Schmidt. Die EU müsse sich mit
möglichst vielen Partnern auf ei-
nen CO2-Preis einigen und sich
mit einer Grenzausgleichs-Abga-
be nach außen absichern, emp-
fehlen die Ökonomen. igs
Kommentar und Stichwort

Karikatur: Klaus Stuttmann

Unterschiede in der
Wahrnehmung

sind ungerecht, aber in
der Politik nunmal eine
harteWährung.

Waffen
EU schafft
neuen Topf
Brüssel. Die EU-Außenminister
haben die sogenannte Europäi-
sche Friedensfazilität (EFF) be-
schlossen, mit deren Hilfe erst-
mals auchWaffen fremder Arme-
en, zum Beispiel in Afrika, finan-
ziert werden können. Die Fazilität
werde für die Zeit bis 2027 mit
rund fünf Milliarden Euro ausge-
stattet, teilte der Rat der EU am
Montag in Brüssel mit. Das Geld
wird direkt von denMitgliedstaa-
ten beigesteuert, weil der
EU-Haushalt für solche Ausgaben
nicht genutzt werden darf. epd

DasDilemmamit
den hohen Zahlen

D ie Beratungen zwi-
schen den Minis-
terpräsidenten der
Länder und Kanzle-
rin Angela Merkel
(CDU) zogen sich

erneut bis in die Abendstunden.
Dabei wurde vor allem über die
Konsequenzen aus der derzeiti-
gen Lage gesprochen, in der die
Neuinfektionen mit Corona wie-
der deutlich steigen, die Impf-
kampagne weiter nur langsam
fortschreitet und die Intensivme-
diziner erneut vor Höchstbelas-
tungen warnen. Die wichtigsten
Antworten zu den Beschlüssen.

Wer stirbt? Das Robert-Koch-In-
stitut gewinnt offenbar zuneh-
mend Erkenntnisse darüber, bei
welcher Gruppe die Erkrankung
mit Corona des ursprünglichen
Typs einen tödlichen Verlauf
nimmt. So waren unter den 42000
Menschen, die nach Meldungen
der Gesundheitsämter imDezem-
ber und Januar an und mit Coro-
na verstarben, rund 90 Prozent äl-
ter als 70 Jahre. Allerdings lassen
sich hier nach Anmerkung des In-
stituts deutliche Unterschiede je
nach Wohlstandsniveau des be-
troffenen Kreises feststel-
len. „Der Anstieg der Co-
vid-19-Todesfälle fiel in sozial be-
nachteiligten Regionen Deutsch-
lands am stärksten aus – sowohl
bei Männern als auch bei Frau-
en“, schreiben die Experten des
Instituts. So habe die Sterblich-
keit in solchen Gegenden um
rund 50 bis 70 Prozent höher ge-
legen als in Regionen, die deut-
lich wohlhabender seien.

Wer ist geimpft?NachWorten von
Gesundheitsminister Jens Spahn

(CDU) wurden bisher neun Pro-
zent aller Deutschen mindestens
einmal geimpft. „Das sind mehr
als 7,5 Millionen Bürgerinnen und
Bürger.“ Um das Ergebnis zu er-
reichen, seien 8,5 Millionen Impf-
dosen von dem Hersteller Bion-
tech, 410 000 von Moderna und
1,9 Millionen von Astrazeneca
verwendet worden. Vier Prozent
der Menschen haben mit der
zweiten Impfung bereits die vol-
le Immunisierung erhalten.

Dass vor allem ältere Men-
schen geimpft wurden, entspannt
die Lage auf den Intensivstatio-
nen allerdings nicht merklich,
heißt es bei der Deutschen Inter-
disziplinären Vereinigung für In-
tensiv- und Notfallmedizin
(DIVI). Auch das Robert-Koch-In-
stitut argumentierte, durch die
zunehmende Impfung würden die
Patienten auf den Intensivstatio-
nen jünger, sie blieben aber auch
länger. Am Montag meldete das
DIVI mehr als 3000 Fälle auf der
Intensivstation, was etwa dem
Spitzenwert entspricht, der in der
ersten Welle erreicht wurde. Auf
demHöhepunkt der zweitenWel-
le im Januar lag diese Zahl bei
etwa 5000. Das DIVI verweist al-
lerdings auf Simulationen, die im
schlimmsten Fall im April einen
Anstieg auf 6000 befürchten las-
sen. DIVI-Präsident Gernot Max
warnt: „Wir erwarten in den
nächstenWochen einen rasanten
Anstieg der Patienten, da dieWel-
le der Intensivpatienten immer
zwei bis drei Wochen der Infek-
tionswelle nachrollt.“

Was hilft? Nach Ansicht von
Kanzleramt und Ministerpräsi-
denten sind bis mindestens Mit-
te April härtere Maßnahmen not-

wendig, um die Gefahr durch die
hochansteckenden Virus-Varian-
ten zu bannen und die Zeit bis zur
Vollversorgung mit Impfstoff zu
überbrücken. „Richtig Tempo
aufnehmen wird das Impfen erst
Mitte/Ende April“, sagte der
SPD-Gesundheitsexperte Karl
Lauterbach der „Welt“. Es sei un-
vertretbar, bis dahin noch einmal
den Tod von bis zu 10000 Men-
schen in Kauf zu nehmen, indem
man nichts tue. „So lange sollten
wir im Lockdown bleiben.“

Wie geht esweiter?Wie diese här-
teren Maßnahmen ausgestaltet
werden, darüber wurde bereits
vor der Bund-Länder-Runde am
Montag heftig diskutiert. Im Ent-
wurf des Kanzleramtes war davon
die Rede, von einer Uhrzeit X bis
früh 5 Uhr Ausgangsbeschrän-
kungen zu erlassen. In einigen
Bundesländern gelten solche Re-
gelungen bereits ab einer be-
stimmten Inzidenz.

Schon vor der Diskussion am
Montag regte sich Protest. Die
FDP-Gesundheitsexpertin Chris-
tine Aschenberg-Dugnus kriti-
sierte: „Nächtliche Ausgangsbe-
schränkungen greifen unverhält-
nismäßig in den Lebensalltag der
Menschen ein und sind auch
nicht zielführend in der Pande-
miebekämpfung.“ Ein Abendspa-
ziergang oder das Gassi gehenmit
demHund seien keine Pandemie-
treiber. Auch Vizekanzler Olaf
Scholz (SPD) äußerte sich laut
„Bild“-Zeitung „skeptisch“ zu
Ausgangssperren. Der nieder-
sächsische Wirtschaftsminister
Bernd Althusmann (CDU) be-
zeichnete sie gegenüber der
„Bild“-Zeitung als „ultima ratio“,
als letztes Mittel. „Von Fall zu
Fall, in einer Notsituation kann
dies notwendig sein.“

WiewirdOstern? Von Reisen über
Bundesländergrenzen hinweg ra-
ten sowohl das Kanzleramt als
auch die Ministerpräsidenten der
Länder grundsätzlich ab. Und laut
einer Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts YouGov wollen
sich auch 79 Prozent der Befrag-
ten daran halten. Heftige Debat-
ten gab es über den am Ende ver-
worfenen Vorschlag, an den Os-
tertagen Ausnahmen für Famili-
entreffen zu ermöglichen. Im
Gespräch war ein Vorschlag, vom
2. bis zum 5. April Treffen mit bis
zu fünf über den eigenen Haus-
stand hinausgehenden Personen
aus dem engsten Familienkreis
sowie deren Kindern unter 14 Jah-
ren zu ermöglichen. »

Corona Die Spitzenrunde aus Bund und Ländern erwägt strengere
Maßnahmen. Vor weiteren Öffnungen warnen auch die
Intensivmediziner. Von G. Bohsem und S. Kegel

Große Unterschiede bei der Immunisierung
Anzahl verabreichter Einzel-Impfdosen,
je 100 Personen der Gesamtbevölkerung der jeweiligen Länder*
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